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Die später mit  dem Begri f f  der , ,Global is ierung" umrissene zunehmende weltwir tschaft l iche Ver-
f lechtung und internat ionale Konkurrenz erreichte in den 1970er-Jahren in Westdeutschland die
Kernbereiche der standardisierten Massenprodukt ion und setzte bald auch die übrigen Wirt-
schaftssektoren zunehmend unter Druck. 1979l ieß die zweite ölkr ise al le Hoffnungen auf konjunk-
turel le Wachstumsraten wie in den 1950er- und 60er-Jahren endgült ig i l lusionär werden.

Die Wachstumsraten gingen 1980 auf 1,2 und 1982 sogar auf -1,5 Prozent zurück. Dies steigerte die
Arbeits losenquote, die 1980 noch bei 3,8 Prozent gelegen hatte, bis 1982 auf 7,5 Prozent.  Zugleich

setzte sich auch im Agrarbereich derAbbau von Arbeitskräften noch einmalfort  Die Zahlder
Erwerbstät igen im Bereich der Land- und Forstwir tschaftverminderte sich zwischen 1980 und 1990
(im al ten Bundesgebiet lnoch einmalvon 1,448 Mil l ionen auf 1,080 Mil l ionen. Davon waren al ler-
dings die meisten selbstständig bzw. f i rmierten als , ,mithel fende Famil ienangehörige".  Die Zahl der
sogenannten , ,nichtselbständigen famil ienfremden Arbeitskräfte" in der Landwirtschaft  war schon
1979 auf unter 100.000 Personen abgesunken und ging auch in den 1980er-Jahren weiter zurück.158

Die Zahl der Arbeits losen erhöhte sich so auch im Agrarbereich sei t  den späten 1970er-Jahren
deut l ich. Die Arbeits losenquote lag hier 1983 mit  rund 14 Prozent weit  über dem Durchschnit t  der
Erwerbstät igen. Besondere Sorge machte nun auch die sehr hohe Arbeits losigkeit  im Bereich Gar-
tenbau. Al lein hier zählten die Arbeitsämter 1983 nicht weniger als 25.000 Arbeitssuchende.rse Vor

diesem Hintergrund war an eine Steigerung der Mitgl iedszahlen der GGLF nicht zu denken. Dass

die Zahlder 0rganisierten in den 1980er-Jahren stets beiüber42.000 Mitgl iedern annähernd kon-
stant bl ieb, konnte unter diesen Bedingungen schon als Erfolg gewertet werden.

Zugleich sanken in den 1980er-Jahren schon gegen Ende der Kanzlerschaft  Helmut Schmidts ganz

al lgemein die Einf lussmögl ichkeiten der Gewerkschaften auf die Wirtschafts- und Sozialpol i t ik der
Regierung spürbar ab. Als 1982 eine neue christ l ich- l iberale Koal i t ion unter Helmut Kohl ins Amt
kam,verloren sie in den darauffolgenden Jahren ihren Einf luss aufdas Regierungshandeln nahezu

vol lständig.

Hinzu kamen hausgemachte Probleme. Da war zum einen das Debakel um die . .Neue Heimat":  Der
gewerkschaftseigene Wohnungsbaukonzern versank in den 1980er-Jahren in einer Flut von Skan-
dalen. Und auch der Zusammenbruch der co op AG, eines Zusammenschlusses der meisten west-

deutschen Konsumgenossenschaften, schädigte das Ansehen der Gewerkschaften auf Jahre

lssAngaben nach: Bundesministerium für Arbeit und soziale Sicherung (Hg.), Statistisches Taschenbuch, Bonn 2004, Tab, 2.4 sowie
GGLF (Hg.), Geschöftsbericht 1977-80, 5. 41.
ß'VgL GGLF (Hg.), Geschöftsbericht 1981-84, S. 57.



hinaus. Ahnt lch wie bei der , ,Neuen Heimat" mussten sich die von ihnen gestel l ten Aufsichtsräte
der co op AG zumindest vorhalten lassen, bei der Kontrol le des Unternehmens überfordert  gewe-

sen zu sein und die wir tschaft l iche Schief lage des Konzerns nicht rechtzeit ig genug erkanntzu
haben. Auch die GGLF war von diesem Vertrauensverlust betroffen, hatte doch ihr ehemaliger Vor-
si tzender Alfons Lappas als Chef der , ,Betei l igungsgesel lschaft  der Gewerkschaften" (BGAGlwie

auch als letzter Vorstandschef der , ,Neuen Heimat" beim Kol laps der gewerkschaftseigenen Unter-
nehmen in den Augen der Öffent l ichkeit  eine höchst unrühmliche Rol le gespiel t . l60

Die Gewerkschaften gerieten so -  auch vor dem Hintergrund einer damals einsetzenden und bis
heute anhaltenden öffent l ichen Diskussion über die Ziele und Grenzen des Sozialstaats -  in der
ersten Hälf te der 1980er-Jahre aufs , ,Abstel lgleis", l6 l  wie Michael Schneider mit  einigem Recht
urtei f te.  Und zugleich forderten eine Fül le neuer gesel lschaft l icher Probleme neue Antworten, auch
seitens der GGLF. Dazu zählte nicht zuletzt  die zunehmende {Dauer-}Arbeits losigkeit  einer großen
Zahl von Menschen, aber auch Fragen der Ökologie und des Verbraucherschutzes.

(l ) Neue Herausforderungen: Gewerkschaftspolitik im Wandel

Rückbl ickend betrachtet,  haben sich die Gewerkschaften in der Bundesrepubl ik Deutschland, ent-
gegen zahlreichen Kl ischees und Vorurtei len hinsicht l ich ihrer angebl ich ausschl ießl ich auf die
Interessen der Arbeitsplatzinhaber gerichteten ,,Klientelpolitik", schon frühzeitig und häufig erfolg-
reich darum bemüht,  den in den 1980er-Jahren vol lends sichtbar werdenden Dauerdruck auf dem
Arbeitsmarkt mit  dem ihnen zur Verfügung stehenden tar i fpol i t ischen Instrumentar ium zumindest zu
dämpfen. Humanisierung der Arbeit ,  Freizei t  statt  Erschwerniszulagen und eine Ent lastung des
Arbeitsmarktes durch unterschiedl iche Formen der Arbeitszeitverkürzung rückten berei ts in der
ersten Hälf te der 1970er-Jahre gewerkschaftsübergrei fend in den Mit telpunktderTari f forderungen.

Auch die GGLF bemühte sich, die sich verfest igende Arbeits losigkeit  der 1980er-Jahre mit  den ihr
zur Verfügung stehenden tar i fpol i t ischen Mögl ichkeiten zumindest abzumildern. 1984 bekannte sich
der Hauptausschuss der GGLF in einem Grundsatzbeschluss zum Ziel  umfassender Arbeitszeitver-
kürzungen ,,in allen Tarifgebieten", da es zur ,,Arbeitszeitverkürzung und damit zur aktiven Solidari-
tät  mit  den Mil l ionen arbeits losen Kol legen und Kol leginnen [ . . . ]  keine Alternat ive" geben könne.r62

Ebenfal ls 1984 konnte die Einführung der 40-Stunden-Woche im Gartenbereich im Wesent l ichen
erreicht werden. Die im Anschluss erhobene Forderung nach einer weiteren Verkürzung auf 35
Stunden erfolgte berei ts mitdem expl iz i ten Zielder Beschäft igungssicherung, brachte bis 1992
al lerdings -  erst  oder immerhin -  eine Redukt ion auf 39 Stunden. Al lerdings setzten die schlep-
pende Konjunktur der 1980er-Jahre und die sich nun mit  vol ler Wucht abzeichnende Krise der euro-
päischen Agrarpol i t ik der gewerkschaft l ichen Tari fpol i t ik in dieser Zeit  generel l  enge Grenzen.

t@Zur Krise und Veräufrerung der Gemeinwirtschaft existieren zahlreiche - mehr oder minder unparteikche - Untersuchungen; einen
guten tÜberblick bietet Anke Hassel, Wer beherrschte die Gemeinwirtschaft? (Jnternehmenskontrolle in politischen (Jnternehmen, in:
Streel</Höpner (Hg.), Die Auflösung der Deutschland AG, Frankfurt a. M. 2003, S. 93-117. Lappas war von 1968-1969 Vorsitzender der
GGLF.
161 Schneider, Kleine Geschichte, S. 375.
ß' GGLF (Hg.), Geschöftsbericht 1 98 1 -u, 5. 97.
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Agrarpolitik
In den 1970er- und 80er-Jahren gewann die,,Gemeinsame europäische Agrarpol i t ik" (GAP)eine

immer wicht igere Bedeutung für die soziale Lage auch der landwirtschaft l ichen Arbeitnehmer. Ein-
kommensver lus te  der  Landwi r te  so l l ten  durch  e inen immer  undurchdr ing l i cher  werdenden
Dschungel von direkten und indirekten Beihi l fen ausgegl ichen werden. Dies betraf mit telbar natür-
l ich auch die Höhe der Löhne der noch in der Landwirtschaft  beschäft igten Arbeitnehmer. Fest-
preise und -kont ingente für schl ießl ich fast al le landwirtschaft l ichen Erzeugnisse sol l ten die Ein-
künfte der landwirtschaft l ichen Produzenten stabi l is ieren und den Strukturwandel im Agrarbereich
sozialverträgl ich gestal ten. Spätestens in den 1980er-Jahren zeigten sich dann die negat iven Aus-
wirkungen dieses Handelns. Die EG musste versuchen, die so entstandenen , ,Butterberge" und

,,Mi lch-" und , ,Weinseen" durch den Verkauf zu stark reduzierten Preisen abzutragen. Erste Refor-
men führte die EG 1988 durch, indem sie für den Anst ieg der Agrarausgaben ein jähr l iches Höchst-
maß festsetzte und den Bauern erste Anreize gab, weniger zu produzieren. 1992 wurden die garan-

t ierten Ankaufpreise dann tei lweise erhebl ich gesenkt.  Als Ausgleich erhiel ten die Landwirte
direkte Einkommensbeihi l fen, wenn sie Flächen st i l l legten. Eine weitere Maßnahme war die 1993 in
Kraft  getretene , ,Bio-Verordnung", die für al le EG-Staaten verbindl iche Mindestkr i ter ien für den
ökologisch betr iebenen Landbau aufstel l te.  Die 1996 abgeschlossene GAP-Reform führte immerhin
dazu, dass die Überschussmengen erhebl ich zurückgingen und viele Landwirte Flächen aus der
Produkt ion nahmen oder auf ihnen nachwachsende Rohstoffe anbauten



Seit den 1980er-Jahren bestimmte die GAP den tarifpolitischen Handlungsspielraum der GGLF in
immer stärkerem Maße. Agrarpol i t ik wurde so mehr und mehr zur , ,Chefsache" in der 0rganisat ion;
in den Beiräten des Bundeslandwirtschaftsminister iums oder den zuständigen Ausschüssen auf
europäischer Ebene, besonders dem Wirtschafts- und Sozialausschuss, vertrat zumeist der jewei-

l ige Vorsi tzende persönl ich die Haltung der GGLF.

Dabeihatte die GGLF einen schwier igen Spagatzu bewält igen. Zum einen hatte sie in derAgrarpo-
l i t ik selbsWerständl ich die sozialen und wirtschaft l ichen Interessen der noch in der Landwirtschaft
beschäft igten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen im Auge zu behalten. Zugleich mussten die
Interessen der Verbraucher - und damit auch der in den übrigen DGB-Gewerkschaften vertretenen
Beschäft igten - berücksicht igt  werden, Und schl ießl ich konnte die gewerkschaft l iche Agrarpol i t ik
ihre Augen vor den Fehlentwicklungen der europäischen Agrarpol i t ik nicht verschl ießen, wurde
doch die zunehmende Überproduktion von Nahrungsmitteln (und ihre teilweise Vernichtung) in den
Augen der Öffent l ichkeit  immer mehr als eklatanter Missstand angesehen.

Vor diesem Hintergrund verfocht die GGLF einen Weg der vorsichtigen Reform der europäischen
Agrarverfassung: Zum Abbau der strukturel len Überschüsse wurde eine Umgestal tung der Preis-
politik gefordert; sie sollte durch ein System direkter Einkommensbeihilfen von ihren einkommens-
politischen Aufgaben entlastetwerden. Dieses Beihilfensystem sollte nach Auffassung der GGLF
nach sozialen Kri ter ien die Einkommen derjenigen Landwirte aufbessern, die aus übergeordneten
Gründen ihre Tätigkeit fortführen sollten; die Zahl der Beschäftigten in den Agrarbetrieben sollte
dabei ein Kriterium für die gewährte Förderhöhe sein. Neben derartig sozialen Gesichtspunkten
rückten aber auch ökologische Kri ter ien und Landschaftsschutz-Kri ter ien immer stärker in den Vor-
dergrund der gewerkschaftlichen Agrarpolitik. Sie sollten in Zukunft für die Höhe der Bezuschus-
sung der einzelnen Betr iebe ebenfal ls in Betracht gezogen werden.163

lm Rückbl ick wird man sagen können, dass sich die europäische Agrarpol i t ik in den folgenden bei-
den Jahrzehnten tatsächlich in die von der GGLF und anderen Akteuren Mitte der 1980er-Jahre ent-
wickelte Richtung weiterentwickelt hat.

Neben und eng verknüpft  mit  der Agrarpol i t ik nahm das Thema ,,Ökologie" schon seit  den frühen
1970er-Jahren für die GGLF einen immer wichtigeren Stellenwert ein. Rückstände von Agrarchemi-
kal ien in Nahrungsmitteln,  die Zerstörung natür l icher Lebensräume und Missstände der Massen-
t ierhaltung verunsicherten sei tetwa Mit te der 1970er-Jahre in steigendem Maß die Öffent l ichkeit
und die Verbraucher. Bereits auf dem Bad Harzburger Gewerkschaftstag vom 10. - 13. Oktober 1971
verabschiedete die GGLF wohl als erste deutsche Gewerkschaft  eine Entschl ießung zur Umwelt-
politik, in der warnend auf die Gefahren der Luft- und Wasserverschmutzung sowie der Zerstörung
der Kulturlandschaft hingewiesen wurde. Als der DGB dann im Jahr 1974 mit einem gewerkschaft-

l ichen , ,Umweltprogramm" an die Öffent l ichkeit t rat ,  fanden sich in ihm zahlreiche Vorstel lungen
der GGLF wieder.  Drei  Jahre später wurden zudem die , ,Mitwirkung in Fragen des Umweltschutzes,

Agrarpolitische
Ziele der GGLF

Umweltpolitik

l6iVgl hierzu Wilfried Höhnen /Günther Horzetzky, Europäßche Agrarpolitik: Probleme und Reformansötze, in: GMH, 1984, S. 310-322.



Waldsterben

der Landespf lege, des Naturschutzes und der Erholung in derfreien Landschaft"  als eigenständige
gewerkschaft l iche Aufgabe in die Satzung der GGLF aufgenommen.t6a 1988 sol l te es der GGLF dann
erstmals gel ingen, Umweltschutzaspekte tar i fvertragl ich festzuschreiben - zweifel los ein Novum in
der deutschen Tari fgeschichte.165

Der DGB und seine Einzelgewerkschaften rangen sich im Verlauf der lg70er-Jahre nach anfängl ich
deut l icher Skepsis zu einem verstärkten Engagement in der Umweltpol i t ik durch. ökologische Ver-
besserungsvorschläge wurden langsam weniger als Ausdruck rückwärtsgewandter , ,Technikfeind-
l ichkeit"  abgestempelt ;und es setzte sich langsam die Ansicht durch, dass ein verbesserter
Umweltschutz nicht zwangsläuf ig mit  der Gefährdung von Arbeitsplätzen einhergehen müsse. Ein
Posit ionspapier des DGB-Bundesvorstandes über, ,Umweltschutz und qual i tat ives Wachstum" vom
5. März 1985 bekräft igte die neue Sicht der Dinge. Schon zuvor hatte die GGLF wiederholt  erklärt ,
dass ihrer Ansicht nach , ,nur solche Arbeitsplätze langfr ist ig sicher [seien],  die auch ökologisch
verträgl ich sind."166

Dabei hatte die GGLF insbesondere durch ihre dezidiertvorgetragenen Forderungen zur Bekämp-
fung des Waldsterbens zum gesamtgewerkschaft l ichen Umdenken beigetragen. lhre auf dem

Ruhpoldin ger Gewerkschaftsta g im September 1 981 verabschiedeten . ,Forst-
pol i t ischen Leitsätze" hatten die , ,Entwicklung umwelt-  und verbraucher-
freundl icher Agrartechnologien, die Fortentwicklung des integrierten Pf lanzen-
schutzes und die Entwicklung al ternat iver Wirtschaftsverfahren" an gema hnt.
Zugleich sol l ten, so hieß es, entstandene Umweltschäden vom Verursacher
beseit igt  werden.167 In der Folgezeit  versuchte die GGLF immer wieder,  Pol i t ik
und Öffent l ichkeit  auf die Problematik der kranken Wälder aufmerksam zu
machen.  In  e inem Br ie f  an  Bundes innenmin is te r  Gerhard  Baum vom 05.05 .1982
wies ihr Vorsi tzender Wil l i  Lolewski noch einmal auf die vorhandenen Schäden
hin und forderte verstärkte Maßnahmen zur Luftreinhaltung. Insgesamt bi ldete
der Kampf gegen das Waldsterben einen der Schwerpunkte der gewerkschaft-
l i chen Arbe i t  der  GGLF in  den 1980er -Jahren.  In  zah l re ichen Ste l lungnahmen,
Flugblattakt ionen und auf Demonstrat ionen wurden konkrete Maßnahmen zur
Luftreinhaltung angemahnt;  die Forderungen reichten von einer Entschwefe-
lung der bestehenden Kohlekraftwerke und überhaupt einer , ,Entgi f tung" der
Industr ieanlagen über eine Wende in der Landwir lschaftspol i t ik bis hin zu
Geschwindigkeitsbeg renzun gen f  ür Kraft fa hrzeu ge und dem obl igator ischen

Einbau von Abgaskatalysatoren. Dabeikooperierte die 0rganisat ion vermutl ich so eng wie keine
andere Gewerkschaft  mit  anderen umweltpol i t ischen Akteuren wie dem Naturschutzbund
Deutsch land {NaBu}  oder  dem Bund fü r  Umwel t  und Naturschutz  Deutsch land {BUND} .  Zug le ich
wurden eine bessere Schulung und eine Aufstockung des Personals in der Forstwir tschaftver-
langt ,  um d ie  Sekundärschäden in  den Wäldern  begrenzen zu  können. r68

ßaVgl. GGLF (Hg.), Satzung 1977.
1651n der ,,Niederschrift über die Tarifverhandlungen für die Waldarbeiter" mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder und den kom-
munalen Arbeitgeberverbönden Rheinland-Pfalz und Saar wurde Einyernehmen darüber hergestellt, dass ,,anerkannt umweltfreundli-
ches Kettenschmieröl (Blauer Engel) eiflzusetzen ist, soweit dieses zu dem in der Motorsögenenßchädigung eingerechneten Preis [...] ver-
fügbar ist'. Quelle: http://www.oekoline.net/?OEKOline: Vereinbarungen (Stand: Februar 2008).
I6GGLF (Hg.), Vom Knecht zum Staatsbürger, S.75.
t67Vgl. hiezu Günther Horzetzlcy, Waldsterben und Luftverschmutzung, in: GMH, 1984, S. 226-2j4 (der Autor war in der Hauptverwal-
tung der GGLF unter anderem für den Agrarbereich zustdndig).
ß8VgL GGLF (Hg.), Geschäftsbericht 198 1 - 1984, 5. 90-93.
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Als weiteres, neues Aufgabenfeld schob sich gewerkschaftsübergreifend seit den 1970er-Jahren
das Thema ,,Geschlechtergerechtigkeit" in den Fordergrund der Debatte. Dabei ging es zum einen
um eine angemessenere Repräsentanz der weibl ichen Mitgl ieder in den gewerkschaft l ichen Ent-
scheidungsgremien (der Strei t  um 0uotenregelungen nahm so auf den Gewerkschaftstagen vieler
0rganisat ionen seit  den 1980er-Jahren einen immer brei teren Raum ein).  Und es ging um eine
gerechtere tarifuertragliche Bewertung solcher Tätigkeiten, die typischerweise von Frauen aus-
geführtwurden und deren spezif ische Anforderungen und Belastungen nur sel ten Eingang in die
Tarifsystematiken gefunden hatten. Auch die GGLF sah sich vor die Aufgabe gestellt, ihre ,,Frauen-
arbeit"  den veränderten Anfordernissen anzupassen. Dies umso mehr, als der Antei l  der weibl ich
Mitglieder von nur knapp fünf Prozent 1977 (2.2161auf immerhin 18 Prozent (7.299) 1990 anstieg.roe
Dies führte zunächst zur Gründung eines , ,Frauenarbeitskreises",  der sich schl ießl ich am 19. 0kto-
ber 1990 als, ,Bundesfrauenausschuss in der GGLF" konst i tuieren sol l te und der sehr schnel lThe-
sen zur Frauenarbeit  der 0rganisat ion und einen Rahmen-Gleichstel lungsplan ausarbeitete. Ein
Antrag des Bundesfrauenausschusses hatte 1992 eine Satzungsänderung zur Folge, nach der an
den Sitzungen des Hauptvorstandes und des Hauptausschusses stets eine stimmberechtigte Frau-
envertreterin teilzunehmen hatte.rio

Zu diesem Zeitpunkt hatte der Fal l  der Mauer am 9. November 1989 die tradi t ionel len Arbeitsfelder
und neuen Herausforderungen der GGLF al lerdings geradezu schlagart ig in den Hintergrund
gedrängt,  Dem Fal l  der Mauer folgte binnen Monaten der wir tschaft l iche Zusammenbruch der
DDR-Wirtschaft; und schon bald richteten die Menschen in Ostdeutschland ihre Hoffnungen auf
eine baldige Widervereinigung beider deutschen Staaten.

(2) Die Einheit gestalten

Der Zusammenbruch der DDR und die Wiederherstel lung der staat l ichen Einheit  in den Jahren
1989/90 vollzogen sich ,,wie im Rausch" und in einem Tempo, welches Politik und Wirtschaft mit
den sich überstürzenden geschicht l ichen Ereignissen kaum mithalten l ieß. Erst al lmähl ich wurden
die weitreichenden ökonomischen und gesel lschaft l ichen Konsequenzen dieser weit  über
Deutschland hinausreichenden Zäsur erkennbar,  Während des , ,Kalten Krieges" hatten beide deut-
sche Tei lstaaten über Jahrzehnte am äußersten Rand ihrer jewei l igen pol i t ischen und ökonomi-
schen Bündnissysteme gelegen. Nun fand sich das wiedervereinigte Deutschland nach dem Kol-
laps des Sowjet imperiums im Zentrum einer neuen europäischen Staatengemeinschaft  wieder,
deren Volkswirtschaften im Zeichen offener Grenzen nun ihrerseits am weltweiten ökonomischen
Wettbewerb partizipierten und die Globalisierung mit neuer Geschwindigkeit weiter vorantrieben.
Der abrupte Wandel nahezu al ler pol i t ischen, ökonomischen und sozialen Rahmenbedingungen
erzwang in erster Linie den Menschen in Ostdeutschland eine Anpassungsleistung ab, die histo-
r isch nahezu ohne Beispiel  war und die gerade auch die Beschäft igten im Agrarbereich betraf.

I6eAngaben nach GGLF (Hg.), Geschäftsbericht 1977-80, S. 22 und Geschöftsbericht 1989-92, S. 91 (Angabe für die alten Bunilesländer).
I71Vgl. hierzu GGLF (Hg.), Geschöftsbericht 1989-92, S. 95 f. sowie GGLF (Hg.), Richtlinien für die Frauenarbeit in der GGLF, Kassel
1991.
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demokratie



Gewerkschafts-
einheit

Mitgliedsboom

Auch die Gewerkschaften sahen sich fast über Nacht einem Bündel neuer Herausforderungen
gegenüber.  Sie reichten von der Frage, wie mit  den vorhandenen oder sich neu herausbi ldenden
(quasi-)gewerkschaft l ichen 0rganisat ionen in der DDR umzugehen sei,  bis hin zu den zahlreichen
Aufgaben und Problemen der wir tschaft l ichen und sozialen Gestal tung des Einigungsprozesses.

Die DDR war insofern wirkl ich ein , .Arbeiter-  und Bauernstaat" gewesen, als dort  erhebl ich mehr
Menschen in der Güterprodukt ion (50 Prozent) und in der Landwirtschaft  (10 Prozent l tät ig waren
als in den ökonomisch , ,entwickelteren" und auf dem Weg zur , ,Terziar is ierung" weiter fortge-
schri t tenen west l ichen Gesel lschaften. 1989 waren in den , ,Landwirtschaft l ichen Produkt ionsge-
nossenschaften" (LPG), auf den , ,Volkseigenen Gütern" (VEGlsowie in den Gärtnerischen Produk-
tionsgenossenschaften und in der Forstwirtschaft noch etwa 840.000 ,,Werktätige" beschäftigt.

Nach dem Fal l  der Mauer setzte 1990 der Vereinigungsprozess der Gewerkschaft  Land, Nahrungs-
güter  und Fors t  (GLNF)  in  der  ehemal igen DDR und der  GGLF e in .  D ie  GLNF hat te  noch im Dezember
1989 mit  Marianne Sandig eine neue Führungsspitze gewählt  und so den Versuch eines gewerk-

schaft l ichen Neuanfangs aus eigener Kraft  unternommen - dessen Glaubwürdigkeit  al lerdings
al les andere als unumstr i t ten war,  auch im Lager der GGLF.171 Mit  der Gründung einer, ,Gewerk-
schaft  Nahrung, Genuss, Gaststätten der DDR" im Juni 1990 verlor die GLNF die Nahrungsgüter in-
dustr ie als 0rganisat ionsbereich nahezu komplett .  Zugleich zeigte sich im Verlauf des Jahres 1990
schnel l ,  dass der FDGB - und auch seine Einzelgewerkschaften -  bei  den ostdeutschen Beschäf-
t igten jeden Kredit  verspiel t  hatten und aus eigener Kraft  nicht würden überleben können.r72

Am 26. Januar 1990 hatten die Gewerkschaften GLNF und GGLF zunächst einen Kooperat ionsver-
trag unterschrieben. Am 23. Apri l  1990 beschloss der GGLF-Hauptvorstand die Einr ichtung eines
gemeinsamen Ausschusses zur Vorberei tung einer gesamtdeutschen DGB-Gewerkschaft .  Und am
23.124. Jul i  1990 folgte ein Beschluss des GGLF-Hauptausschusses, den Wirkungsbereich der GGLF
auf das Staatsgebiet der ehemaligen DDR auszudehnen und zu diesem Zweck einen außerordent l i -
chen Gewerkschaftstag im brandenburgischen Bogensee einzuberufen.

Am22. September 1990 fand dort  der 1. Außerordent l iche Gewerkschaftstag der GGLF statt .  Gleich-
zeit ig entschied sich eine Zentraldelegiertenkonferenz der GLNF zur Auf lösung ihrer 0rganisat ion
und empfahl den ehemaligen Mitgl iedern aus der Land- und Forstwir tschaft  den Beitr i t t  zur GGLF.
Auf der daran anschl ießenden Arbeitskonferenz am 23. Seotember konst i tuierte sich die GGLF für
das gesamte Bundesgebiet.

Durch ihre Konst i tuierung als gesamtdeutsche 0rganisat ion und den sich anschl ießenden Zustrom
ehemaliger GLNF-Mitgl ieder vergrößerte die GGLF ihr 0rganisat ionsgebiet um 44 Prozent und die Zahl
derMi tg l iederwuchsumnich twen igera lsdasDre i fache-1991 kamsieauf  über130.000Mi tg l ieder .
Keine andere DGB-Gewerkschaft  hatte auch nur näherungsweise derart ig an Umfang zugelegt.

t71So 
fand der GGLF-Vorsitzende Günther Lappas anlässlich der Gründung der gesamtdeutschen GGLF auJ3erordentlich kritische Worte

hinsichtlich der Rolle der Staatsgewerlschaften und auch der ehemaligen GLNF-Funktionäre im DDR-Herrschaftssystem; vgl.: Doku-
mentation. Der Prozess der gewerkschaltlichen Einheit. Günther Lappas. Rede auf dem AuJ3erordentlichen Gewerlachaftstag der GGLF
in Bogensee atn 22. September 1990, in: GMH, 1990, S. 790 f.
'7'Zum Folgenden vgl. allgemein Hungel Weichenstellungen, Teil Il; Lothar Lindner/Hermann Hunger,lm Rückblick, Bd. V, Die Indus
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1991 mit Dokumentenanhang (= Berliner Arbeitshefte und Berichte zur sozialwissenschaftlichen Forschung, Nr. 64), Oktober 1991.



Manch einer innerhalb der GGLF hatte angenommen, die schmale gewerkschaftliche Mitgliederbasis
in Westdeutschland durch die neu gewonnenen Mitgl ieder auf Dauer erweitern zu können. Zur
Betreuung der Neumitglieder wurde der gewerkschaftliche Funktionärsapparat beträchtlich enruei-
tert 1989 verf ügte die G G LF ü ber etwas meh r als 1 00 ha uptamtlic he Funktionä re, 1991 ü ber rund 250.

1990 hatten nur die wenigsten Beobachter die mangelnde Konkurrenzfähigkeit  der ostdeutschen
Wirtschaft  real ist isch eingeschätzt.  Belastend wirkte sich insbesondere der weitreichende Zusam-
menbruch der Nachfrage aus. Dabei führte ein zwischenzeit l ich nachgerade bizarr anmutender

, ,Heißhunger" nach westdeutschen Produkten zu einer weitgehenden Verdrängung der heimischen
durch westdeutsche Lebensmittel .  Zugleich brach die Nachfrage aus den Ländern des ehemaligen
0stblocks, insbesondere aus der Sowjetunion, überraschend schnel l  zusammen. Und überhaupt
hinkte die Produktivität nahezu aller ostdeutschen Wirtschaftszweige und Betriebe derjenigen im
Westen um mehrere Jahrzehnte hinterher - auch in der Landwirtschaft.

Noch in den Monaten vor der staat l ichen Wiedervereinigung setzte in den neuen Bundesländern
ein Struktunivandel im Agrarbereich ein, der die Jahrzehnte anhaltende Entwicklung zur Intensiv-
landwirtschaft  in Westdeutschland gewissermaßen im Zeitraf fer nachvol lzog und an dessen Ende
der überwiegende Tei l  der landwirtschaft l ichen Arbeitsplätze ver loren gegangen war. Zahlreiche
LPGs wurden in GmbHs oder genossenschaft l iche Betr iebe umgewandelt ,  sodass bis heute spezia-
lisierte Großbetriebe die Landwirtschaft im Osten dominieren. die freilich mit einem Bruchteil der
ehemaligen Beschäft igten auskommen.l73

Insbesondere in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung nahm die Arbeits losigkeit  in den
ländl ichen Gebieten Ostdeutschlands dramatische Ausmaße an. So wurden al lein in Mecklenburg-
Vorpommern von ursprüngl ich rund 189.000 Arbeitskräften bis zur Jahresmit te 1992 nicht weniger
als 160.000 in die Arbeits losigkeit  ent lassen, ohne dass für die Gekündigten eine Alternat ive
geschaffen werden konnte. Die ostdeutsche Landwirtschaft starb so, wie die GGLF klagte, binnen
weniger Jahre einen , ,st i l len Tod". In vielen ostdeutschen Dörfern herrschte in den frühen 1990er-
Jahren eine gespenst ische Öde, da gerade jüngere Arbeitskräfte in Scharen das Land verl ießen
und vielerorts nur die Alten zurückbl ieben.rTa

Der Personalabbau in der Landwirtschaft sollte dann auch im weiteren Verlauf der 1990er-Jahre -

wenn auch mit  abf lachender Dynamik -  weiter voranschrei ten. Die Zahl der ständigen (famil ienfrem-

den) Arbeitskräfte verminderte sich bundesweit  noch einmal von 403.000 im Jahr 1991 über 196.000
1999 auf nur noch 191.000 im Jahr 2003 vol l  und tei lweise Beschäft ige. 126,600 dieser verbl iebenen
familienfremden Arbeitskräfte fanden sich dabei 2003 in den fünf neuen Bundesländern.r75

lm Kampf gegen den Beschäft igungsabbau in der ostdeutschen Landwirtschaft  stand die GGLF
dabei von vornherein auf ver lorenem Posten. In einzelnen Fäl len konnte der Beschäft igungsabbau

173Der Verlauf, die Ursachen und Hintergründe des Kahbchlags in d.er ostd,eutschen Landwirtschaft und der daran anschlieJ3enden Kon-
solidierung auf niedrigem Beschöftigungsniveau können hier nur in groben Umrissen skizziert werden. Ausgesprochen lesenswert hierzu
ist der viekchichtige Bericht von Tanja Busse, Melken und gemolken werden. Die ostdeutsche Landwirtschaft nach der Wende, Berlin
2001.
tTaVgl. hierzu: -Im blauen Dunst", in: -Der Spiegel'v. 27.04.1992, S. 76-77.
ITsAngaben nach Statistischem Bundesamt (Hg.), Datenreport 2004,5.277, Tab.4.
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hinausgezögert  werden. l76 Al lerdings musste auch die GGLF die Erfahrung machen, dass unmittel-
bar nach der Wende viele Arbeitnehmer die Hauptaufgabe ihrer Gewerkschaft  nicht so sehr im
Kampf um die Erhaltung der bestehenden Arbeits lpätze bzw. in der Schaffung von Ersatzarbeits-
plätzen sahen. Vielmehr spiel te in der Praxis die Frage der Höhe der Abf indungen bei Arbeitsplatz-
ver lust eine (vorübergehend) weitaus größere Rol le.177

Wie andere Gewerkschaften auch, bemühte sich die GGLFvordr ingl ich darum, die Chancen der
ent lassenen oder von Ent lassung bedrohten Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt durch Weiterbi l -
dungs- und Oual i f iz ierungsmaßnahmen zu verbessern. lm Juni 1991 schloss sie mitdem mit t ler-
wei le aus der Taufe gehobenen , ,Gesamtverband der Deutschen Land- und Forstwir tschaft l ichen
Arbeitgeberverbände e.V." einen Tari fuertrag zur Bi ldung eines , ,0ual i f iz ierungsfonds Land- und
Forstwir tschaft  e.V." für die neuen Bundesländer ab, der im Wesent l ichen aus Mit teln der Treu-
handanstal t  f inanziert  wurde. Ein im Juni 1991 gegründetes , ,Förderwerk Land' und Forstwir t-
schaft"  speiste sich aus den Mit teln dieses Oual i f iz ierungsfonds und hatte , ,die Förderung der
Beschäft igten in der Land- und Forstwir tschaft  sowie der in diesem Bereich von Arbeits losigkeit
betroff en e n Pe rsonen" zum Ziel.118

Bedingt durch den Schrumpfungsprozess und der daraus result ierenden wachsenden Arbeits losig-
kei t  in der Landwirtschaft  der ehemaligen DDR gingen die Mitgl iedergewinne der GGLF aus den
Wendejahren fast so schnel l  wieder ver loren, wie sie zustande gekommen waren. 1996 zählte die
0rganisat ion nur noch rund 90.000 0rganisierte.  Das führte zu weniger Einnahmen der ohnehin tra-
di t ionel l f inanzschwachen GGLF und zu schmerzhaften Einschnit ten im Gewerkschaftsapparat.
Dass sich auch die Finanzlage des DGB zunehmend schwier iger gestal tete und tradierte Transfer-
leistungen nicht mehr in gewohntem Umfang aufrechterhalten werden konnten, kam erschwerend
hinzu. So musste nahezu das gesamte zur Betreuung der neuen Mitgl ieder eingestel l te Personal
schon in der ersten Hälf te der 1990er-Jahre wieder ent lassen werden.

Finanziel l  war die GGLF berei ts vor der Wiedervereinigung nie auf Rosen gebettet gewesen. Der
DGB hatte stets nicht nur auf den ihm an sich zustehenden Antei lder Mitgl iedseinnahmen verzich-
tet,  sondern stets einen laufenden Antei l  der 0rganisat ionskosten übernommen. Dieser Zuschuss
hatte in den 1970er- und 80er-Jahren rund 20 Prozent der GGlF-Beitragseinnahmen ausgemacht.
Bere i ts198 l  konntederDGB-Bundesvors tandnurmi tMühedavonabgebrachtwerden,d iesenfür
die Existenz der GGLF unabdinobaren Bundeszuschuss zu streichen.

Als im September 1993 der 15. ordent l iche Gewerkschaftstag der GGLF in Gelsenkirchen statt fand,
war die f inanziel le Krise der 0rganisat ion berei ts offen zutage getreten und Gegenstand heft iger
Diskussionen unter den Mitgl iedern. Ganz offensicht l ich hatte sich die 0rganisat ionsspitze -  Gün-
ther Lappas gab dies in seiner Eigenschaft  als Vorsi tzender im Geschäftsbericht des GGLF-Haupt-

lT6Wilfried Kruse, Lebenslanges Lernen in Deutschland - Finanzierung und Innoyation (Bericht des BMBF ftr die OECD zu ,,Good
Practice der Finanzierung Lebenslangen Lernens" im Rahmen des Projektes .Co-fnancing lifelong learning"), o. O. 200j.
'77VgL Geschäftsbericht 1989-1992, S. 129.
ü8Ebd., s. 130.



vorstandes auch offen zu Protokol l  -  bei  der Mitgl iederentwicklung in den neuen Ländern und
damit bei  den Beitragseinnahmen , ,gründl ich verschätzt" .r7s Zugleich scheinen die Beitragszahlun-
gen aus Ostdeutschland zunächst nur sehr schleppend eingegangen zu sein. Der Bundesvorstand
des DGB hatte im 0ktober 1991 heft ige Kri t ik an den in seinen Augen überhöhten Personal-  und
Sachausgaben der GGLF in 0stdeutschland geübt und den Beschluss gefasst,  die tradi t ionel len
Zuschüsse an die 0rganisat ion bis zum Jahr 1994 auslaufen zu lassen. l8o

Angesichts der sich abzeichnenden Finanzkrise und des chronischen Mitgl iederschwunds in Ost-
deutschland entschloss sich der GGLF-Hauptvorstand 1992, auf ein Angebot des lG-Bau-Steine-
Erden-Vorsi tzenden ( lG BSE), Bruno Köbele, einzugehen, zwischen beiden 0rganisat ionen ein
Kooperat ionsabkommen mit  dem Tiel  der Verschmelzung
der Betei l igten abzuschl ießen; es trat  am 1. Februar 1993
in Kraft .  Die Verknüpfung von Arbeit  und Umwelt  wurde
zum strategischen Ziel  der Fusion erkläft .181 Der von den
Delegierten des Gelsenkirchener Gewerkschaftstages
1993 nach heft igen (und tei lweise auch ins Persönl iche
gehenden) Diskussionen angenommene Antrag 0 1
bekräft igte diese Kooperat ion und legte den Weg und das
Prozedere zu einer baldigen Verschmelzung beider
Gewerkschaften fest.

In der Folgezeit  wurden die Modal i täten der Vereinigung in
zahlreichen Arbeitsgruppen ausgearbeitet  und die Mitgl ie-
der in zahlreichen Versammlungen und mithi l fe der Ver-
bandsorgane über die mit  der Fusion verbundenen Ziele informiert .  Und in der Tat ver loren die auf
dem Gelsenkirchener Gewerkschaftstag von einem Tei l  der Delegierten noch massiv geäußerten

Vorbehalte gegen einen Zusammenschluss in den folgenden Jahren an Gewicht;  Mitgl iederbefra-
gungen ergaben schl ießl ich ein hohes Maß an Zust immung der Mitgl ieder beider 0rganisat ionen für
die angestrebte Fusion.

Am 6. und 7. November 1995 fanden in Dortmund der zweite Außerordent l iche Gewerkschaftstag
der GGLF und paral lel  dazu der dr i t te Außerordent l iche Gewerkschaftstag der lG Bau-Steine-Erden
(lG BSE}statt ,  auf denen die Delegierten die Vereinigung beider Gewerkschaften beschlossen. Am
6. November wurde die GGLF aufgelöst,  am 7. November fand der Vereinigungsgewerkschaftstag
der GGLF und der lG BSE statt .  MitWirkung vom l .  Januar 1996 bi lden sie gemeinsam die neue
Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (lG BAU). Der letzte Vorsitzende der GGLE, Hans-Joachim
Wi lms,  wurde in  den Bundesvors tand der  neuen Organ isa t ion  gewäh l t .86  Jahre  Gesch ich te  der
GGLF vereinigten sich mit  126 Jahren Tradit ion in der lG BSE, erklärte deren scheidender Vorsi t-
zender Bruno Köbele in der Dortmunder Westfalenhal le.

ü'VgL GGLF (Hg.), Protokoll des 15. Ordentlichen Gewerkschaftstages der Gewerkschajl Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft vom
26.-29. September 1993 in Gelsenkirchen, S. 15.
180Ebd., s. 16.
181Vgl. hierzu Hunger, Weichenstellungen, S. j9j f.
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(3) GGLF: Am Ende steht der Neubeginn

Abschl ießend kann an dieser Stel le keine detai l l ierte Bi lanz der Geschichte der Gewerkschaften
im Agrarbereich gezogen oder gar eine Kurzfassung ihrer weit  über 100-lähr igen histor ischen Ent-
wicklung (nimmt man al l  ihre auf lokaler Ebene agierenden Vorläuferorganisat ionen hinzu) geboten

werden. Grundsätzl ich tei l ten auch die Gewerkschaften der in der Landwirtschaft  und den ihr angren-
zenden Berufen beschäft igten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen das Schicksal der Gewerk-
schaftsbewegung insgesamt; deren dauerhafte Erfolge, aberauch ihre Krisen und lrr tümersowie ihre

vernichtende Niederlage durch die nat ionalsozial ist ische Diktatur prägten und best immten auch die
G eschic hte der G ewerkschaften im Agra rsektor.

Al lerdings waren die Gewerkschaften im , ,Grünen Bereich" zei t  ihres Bestehens mit  einem ganzen

Bündel spezif ischer Probleme und Herausforderungen konfront iert ,  sodass sich ihre wicht igsten
Aufgabenbereiche und Zielvorstel lungen von denjenigen anderer Gewerkschaftsorganisat ionen
mehr oder minder deut l ich unterschieden. Sie bewegten sich, wie dies der l l te l  der Darstel lung

berei ts zum Ausdruck br ingt,  vom Beginn ihrer Tät igkeit  an im Vergleich zu den meisten ihrer

Schwesterorganisat ionen in schwier igem Gelände. Einige Spezif ika dieser Entwicklung sol len hier

noch e inmal  hervorgehoben werden.

Zunächst einmal gi l t  es, s ich nochmals vor Augen zu führen, dass die Lebensumstände der al ler-
meisten Landarbeiter und Landarbeiter innen noch an der Schwel le zum20. Jahrhundert  auch in

den Augen der Zeitgenossen durch eine geradezu trost lose Rückständigkeit  gekennzeichnet

waren. Die Arbeitbedingungen waren ebenso hart  wie die Löhne und Wohnverhältnisse klägl ich;

dabei war die nahezu vol lständige Recht losigkeit  der ländl ichen Arbeiter gegenüber den Gutsher-
ren und Bauern zumalöst l ich der Elbe durch ein dichtes Geflechtvon Ausnahmegesetzen regle-

mentiert ,welches jede Form der Selbsthi l fe lange Zeitwirkungsvol lunterband. Hinzu kam, dass die
ersten Schri t te der Sozialpol i t ik im Kaiserreich an den ländl ichen Arbeitnehmern fastvol lständig
vorbeigegangen waren und dies ihre Abhängigkeit  von und ihre Recht losigkeit  gegenüber den
Agrarunternehmern noch einmal zementierte.

Dies al les führte dazu, dass erst relat iv spät- im Februar 1909 - mit  dem DLV eine eigenständige -

freigewerkschaft l iche - Landarbeiterorganisat ion gegründet werden konnte, zu der sich bald
darauf mit  dem ZdL eine chr ist l ich or ient ierte Konkurrenzorganisat ion gesel l te.  Beide Verbände
prägten bis zum Ende der Weimarer Republ ik maßgebl ich die gewerkschaft l iche Pol i t ik im Agrarbe-

reich. Diese Spaltung konnte, wie in der übrigen Gewerkschaftsbewegung auch, erst  nach dem
Ende des , ,Dr i t ten  Re ichs"  au fgehoben werden.  Unter  dem E indruck  der  na t iona lsoz ia l i s t i schen

Katastrophe und vor dem Hintergrund einer Verfolgungspraxis,  die zwischen sozial ist isch und
christ l ich or ient ierten Gewerkschaftern nicht unterschieden hatte, kam es nun zur Gründung der
GGLF als weltanschaul ich neutrale Einheitsgewerkschaft  al ler Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin-
nen im , ,Grünen Bere ich" .



In der ersten Phase ihres Bestehens hatte ein Hauptaugenmerk der gewerkschaftlichen Arbeit
sowohl des DLV wie des ZdL zunächst -  stärker als bei anderen Gewerkschaften -  im Bereich der
Bi ldung und Aufklärung ihrer Mitgl ieder gelegen. Durch ein sich schnel l  ausdif ferenzierendes
Publ ikat ionswesen sol l ten die Landarbeiterfür den gewerkschaft l ichen Gedanken überhaupt erst
gewonnen und die Solidarität unter ihnen sollte gestärkt werden. Zugleich nahm der Rechtsschutz
in dieser frühen Phase gewerkschaft l icher Selbsthi l fe im Agrarbereich eine bedeutsame Rol le ein.

Nachdem infolge der Novemberrevolution die meisten Ausnahmegesetze gegenüber den Landarbei-
tern gefallen waren, rückte dann auch bei den Gewerkschaften im Agrarbereich die Tarifpolitik ins
Zentrum ihrer Tätigkeit. Und die Agrargewerkschaften bemühten sich unter nunmehr demokratischen
Bedingungen verstärkt darum, eine verbesserte sozialrechtliche Absicherung der landwirtschaftli-
chen Arbeitnehmer zu erreichen. Für die GGLF und ihre Vorläufer musste es hierbei insbesondere
darum gehen, die zahlreichen Schlechterstellungen zu beseitigen, denen die in der Landwirtschaft
beschäftigten Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen über Jahrzehnte hinweg ausgesetzt waren.

In der Tari fpol i t ik ging es für die GGLF und ihre Vorläuferorganisat ionen über Jahrzehnte hinweg in
erster Linie darum, die besonders unzulängliche Einkommenssituation der Beschäftigten ihres
0rganisationsbereichs in jahrzehntelanger Arbeit zu verbessern. ,,lndustriearbeiterlöhne für Land-
arbeiter" hieß so berei ts sei t  den 1920er-Jahren die Devise. Anders als andere Gewerkschaften
konnten die 0rganisat ionen der ländl ichen Arbeiter dabei nur in sehr begrenztem Umfang auf das
Kampfmittel des Streiks zurückgreifen. Die rechtliche und soziale Zersplittertheit der Landarbeiter-
schaft und ihre anhaltende Abhängigkeit von den Agrarunternehmern bildeten hierfür in der Wei-
marer Republ ik eine der wicht igsten Ursachen. Nach 1945 waren die ländl ichen Arbeitnehmer in

Westdeutschland dann auf eine Unzahl k leiner und al lenfal ls mit t lerer Betr iebe zerstreut.  Zudem
nahm ihre Rol le im landwirtschaft l ichen Produkt ionsprozess schon bald rapide ab.

Dass es dem DLV und ZdL angesichts dieser Umstände bis zum Ende der 1920er-Jahre gelungen

war, die Arbeitsbedingungen eines großen Tei ls der Landarbeiter und Landarbeiter innen tar i fver-
tragl ichzu regeln und ihnen so ein Mindestmaß an ökonomischerAbsicherung zu gewährleisten,

ist sicherlich als ein Erfolg ihrer gewerkschaftlichen Arbeit zu werten. Nach dem Zweiten Weltkrieg
konnte die GGLF den Anschluss an diese Tradition wiederherstellen.

Dabei bl ieb auch nach 1945 der Abbau der Einkommensunterschiede zwischen den in der Land-
wirtschaft und den in den übrigen Wirtschaftszweigen beschäftigten Arbeitnehmern die tarifpoliti-
sche Hauptaufgabe gewerkschaft l icher Tari fpol i t ik im Agrarbereich. Der Lohnabstand in der Land-
wirtschaft  gegenüber der lndustr ie konnte bis in die 1980er-Jahre nach und nach verr ingert ,  wenn
auch nicht aufgehoben werden. Insbesondere im Gartenbau und der Forstwir tschaftwaren deut-
l iche Erfolge zuverzeichnen.Insgesamthaben sich die Einkommen der Beschäft igten auch im
Agrarbereich so -  mal langsamer, mal schnel ler -  sei t  dem Ende des 19. Jahrhunderts verviel facht,
nominel l  wie real.  Auch bei der Ausgestal tung der Arbeitszeit  (sowie beim Urlaub) konnten funda-
mentale Verbesserungen erziel t  und die Diskrepanz zur Industr iearbeiterschaft  konnte langsam



abgef lach twerden.  In  den Bere ichen Fors tw i r tschaf t  und Gar tenbau ge lang es  schon in  den
1960er- und 70er-Jahren Zug um Zug, die Regelarbeitszeit  an diejenige in anderen Branchen anzu-
gleichen. Schwier iger gestal tete sich dies bei den in der eigent l ichen Landwirtschaft  Beschäft ig-
ten: Doch auch hier konnte bis 1983 eine Verminderung der durchschnit t l ichen Wochenarbeitszeit
auf 40 Stunden erziel t  werden - erstmals im Übrigen maßgebl ich infolge einer Absprache, die auf
europäischer Ebene zwischen den Sozialpartnern getroffen worden war.

Das zweite gewerkschaft l iche Kerngeschäft  auch der GGLF und ihrer Vorläuferorganisat ionen war
neben derTari fpol i t ikvon Beginn an zweifel los die Sozialpol i t ik.  Gerade in diesem Bereich l ieß sich,
nach äußerst zähen Anfängen, im Laufe der Zeit  ein geradezu durchschlagender Erfolg verbuchen.
Die zunächst nahezu vol lständige Exklusion der ländl ichen Arbeitnehmer aus den Sozialversiche-
rungssystemen konnte im Laufe der Jahrzehnte vol lständig abgebaut werden. Nachdem schon in
den 1920er-Jahren die überfäl l ige Einbeziehung der ländl ichen Arbeitnehmer in die Krankenversi-
cherung erstr i t ten werden konnte, gelang es sei t  den späten 1950er-Jahren, ihre Gleichstel lung mit
den übrigen Arbeitnehmern auch in der Arbeits losen- und Rentenversicherung sowie hinsicht l ich
des Arbeitsschutzes schri t tweise durchzusetzen (um nur die wicht igsten Felder zu nennen).  Die

lahrzehntelange Schlechterstel lung der landwirtschaft l ich Beschäft igten auf diesen Gebieten
gehörte so ungefähr ab Mit te der 1970er-Jahre endgült ig der Vergangenheit  an, zentrale gewerk-
schaft l iche Zielvorstel lun gen waren erreicht worden.

Sicherl ich -  und dies sol l  nichtverschwiegen werden: Der exakte Antei l ,  den die GGLF und ihre
Vorläufer hieran hatten, ist  nur schwer ermit telbar.  lhre Erfolge hingen, zumal auf sozialpol i t ischem
Gebiet,  immer von der pol i t ischen Durchsetzungsfähigkeit  der Gewerkschaftsbewegung als Ganze
ab. Und gewiss ist  auch der Staat hinsicht l ich der Ausgestal tung der Arbeitsbeziehungen auch und
gerade im Agrarbereich von zentraler Bedeutung gewesen. So r ichtete etwa die Adenauer-Regie-
rung ihr Augenmerk auf die Rentner und auch auf die ländl iche Bevölkerung; mit telbar kamen ihre
.,Grünen Pläne" in vieler lei  Hinsicht auch den hier noch beschäft igten Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen zugute.182 Dennoch ist  nicht zu bezweifeln,  dass sich die deutsche Sozialpol i t ik -  auch
im Agrarbereich -  ohne den Druck der Gewerkschaften für die Beschäft igten erhebl ich ungünst i-
ger entwickelt  hätte und ihr Antei l  am ökonomischen Aufschwung der Nachkriegszeit  ger inger
ausgefal len wäre.

Schon in den 1960er-Jahren trat in der GGLF die Auseinandersetzung mit  ökologischen Fragen als
weiteres zentrales Aufgabenfeld gewerkschaft l icher Pol i t ik hinzu (eng verbunden damit ist  auch
der Bereich der Gemeinsamen Agrarpol i t ik zu nennen).  Als erste Gewerkschaft  in Deutschland
nahm sie die Bewahrung der natür l ichen Lebensgrundlagen als 0rganisat ionsziel  in ihre Satzung
auf;  und es war ein von der GGLF ausgehandelter Tari fvertrag, in dem bundesweit  erstmal ig ökolo-
gische Aspekte bei der Arbeitsgestal tung berücksicht igtwurden. Dass sich der DGB und seine Ein-
zelgewerkschaften ab Mit te der 1970er-Jahre, zunächst sehr zögerl ich und beglei tet  von heft igem
Widerstand aus den eigenen Reihen, ökologischen Fragestel lungen und Problemen zu öffnen
begannen, war gewiss zu einem nicht ger ingen Antei l  ein Verdienst der GGLF.

luTragfähige Untersuchungen über das konkrete Einwirken der Gewerkschaften auf die staatliche Sozialpolitik sind generell Mangel-
ware; für den Agrarbereichfehlen sie meines Wissens gönzlich.



Worauf die 0rganisat ion hingegen keinen Einf luss nehmen konnte, war der Bedeutungsverlust,
dem der tert iäre Sektor selbst im vergangenen Jahrhundert  mit  zunehmender Geschwindigkeit
unterworfen war.  Zumal sei t  den 1950er-Jahren nahm die Zahl der hier beschäft igten Menschen
Jahr  um Jahr  rap ide  ab .
Spätestens in den 1970er-Jahren war das an der Wende zum 20. Jahrhundert noch vorhandene
Mil l ionenheer in der Landwirtschaft  beschäft igter Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen auf eine
Restgröße von kaum mehr als 100.000 Personen zusammengeschmolzen. Der Übergang zur hoch
a utom atisi e rte n La ndwi rtsc h aft h atte se in e n Tri but g ef o rd ert.

lm Zuge der Wiedervereinigung aufkeimende Hoffnungen, dass sich die gewerkschaft l iche Basis
der GGLF durch die noch verhältnismäßig zahlreichen ländl ichen Arbeitnehmer in Ostdeutschland
auf Dauerwiederverbrei tern lassen würde, erwiesen sich schnel lals i l lusor isch. Stattdessen vol l -
zog sich hier nun der in Westdeutschland über Jahrzehnte abgefederte Strukturwandel in der
Landwirtschaftgewissermaßen über Nacht lm Ergebnis hatten schon 1992 rund 90 Prozentdervor
der Wende in 0stdeutschland beschäft igten Arbeitnehmer ihre Arbeitsplätze ver loren, ein Vorgang,
dem die GGLF machtlos gegenüberstand und den sie allenfalls punktuell sozial ausgestalten und in
seinen Auswirkungen abmildern konnte.

Der Beschäftigungskollaps in der ostdeutschen Landwirtschaft besiegelte das Schicksal der GGLF
als gewerkschaft l ich eigenständige 0rganisat ion, Seit  1996 ist  die Gewerkschaftspol i t ik im , ,Grünen
Bereich" Angelegenheit  der lG Bauen-Agrar-Umwelt  ( lG BAU).


